Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 685 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Krammigr Dr. Leverkuehn, 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) und Genossen 


betr. Kriegsfolgengesetz 


Die Bundesrepublik hat in dem in § 3 Abs. i Nr. 2 des All- 
gemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 5. November 1957 (BGBl. I 
S. 1747) statuierten Vorbehalt die Verpflichtung übernommen, 
nach dem am 1. Januar 1958 erfolgten Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die bisher noch nicht geregelten Materien soweit 
als möglich einer gesetzlichen Regelung zuzuführen und be- 
sondere Entschädigungsgesetze vorzulegen. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

ob sie den ungefähren Zeitpunkt der Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs angeben kann, in dem die Entschädigung für durch 
Demontagen, Schiffsablieferungen und ungerechtfertigte Restitu- 
tionen entstandene unmittelbare Schäden (also ohne mittel- 
bare und Folgeschäden) geregelt wird, zumal der Umfang der 
innerdeutschen Reparations- bzw. ungerechtfertigten Restitu- 
tionsverluste, für die von den Geschädigten eine Entschädigung 
gefordert wird, mit rund 3 Milliarden DM — auf Preisbasis 
des Jahres 1938 — feststeht. 

Sofern ein Zeitpunkt, der noch in dieser Wahlperiode liegt, 
nicht angegeben werden kann, wird um Mitteilung der haupt- 
sächlidisten Gründe gebeten, die der alsbaldigen Vorlage eines 
solchen Gesetzentwurfs entgegenstehen. 
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